
Homeoffice trotz Quarantäne?
LESERFORUM Urlaubsanspruch und Entgeltfortzahlung: Fachanwälte erklären, welche Rechte in der modernen Arbeitswelt gelten.
Selten hat sich die Arbeitswelt so
schnell und stark gewandelt wie in
den vergangenen zwei Jahren. Da-
bei hat die Coronapandemie keine
geringe Rolle gespielt und etwa
Homeoffice, Kurzarbeit und ge-
sonderte Quarantäneregelungen
zur Tagesordnung gemacht. Was
das moderne Arbeiten für rechtli-
che Konsequenzen hat, wissen vie-
le Menschen nicht.

Aber auch arbeitsrechtliche Re-
gelungen zu Themen wie Arbeits-
zeit, Kündigungsschutz oder Be-
fristung werfen bei vielen Arbeit-
nehmern Fragen auf. Deshalb
standen am MZ-Lesertelefon die
drei Fachanwälte für Arbeitsrecht
Beate Kallweit, Jost Schulte und
Johannes Menke Rede und Ant-
wort.

? Rechte und Pflichten von
Arbeitnehmer und -geber

Hermann K., Köthen:
Ich kann in meinem Betrieb mit mehr
als 100 Arbeitnehmern meine bisheri-
ge Tätigkeit krankheitsbedingt nicht
mehr ausüben. Muss mein Arbeitgeber
für mich einen leidensgerechten
Arbeitsplatz schaffen?
Arbeitnehmer haben im Krank-
heitsfall keinen Anspruch darauf,
dass der Arbeitgeber einen lei-
densgerechten Arbeitsplatz
schafft. Nur dann, wenn im Betrieb
ein leidensgerechter Arbeitsplatz
frei ist und das Arbeitsverhältnis
trotzdem krankheitsbedingt ge-
kündigt wird, kann sich ein Arbeit-
nehmer erfolgreich gegen die Kün-
digung wehren. Das ist der Fall,
wenn er für diesen Arbeitsplatz
ausreichend qualifiziert ist oder
mit relativ einfachem Aufwand
wie etwa Schulung qualifiziert
werden kann.

Beate G., Wittenberg:
Ich arbeite in einem Betrieb, den der
Betriebsinhaber im nächsten Jahr
schließen will, obwohl eine Führungs-
kraft aus dem Betrieb bereit ist, die
Firma zu übernehmen. Kann ich in die-
ser Situation vom bisherigen Betriebs-
inhaber gekündigt werden?
Es ist die unternehmerische Ent-
scheidung eines jeden Betriebsin-
habers, wenn er sich zur Ruhe set-
zen will, zu entscheiden, ob er den
Betrieb an einen Nachfolger über-
gibt oder ihn lieber schließt. Es
handelt sich dabei um eine unter-
nehmerische Entscheidung, die
von den Arbeitsgerichten im Rah-
men eines Kündigungsschutzpro-
zesses nur beschränkt überprüf-
bar ist. Jeder Betriebsinhaber hat
das Recht, zu entscheiden, den Be-
trieb zu schließen und nicht an
einen Nachfolger zu übergeben. In
diesem Fall können die Arbeitneh-
mer betriebsbedingt fristgemäß
gekündigt werden.

Karsten K., Weißenfels:
Ich arbeite sehr häufig aufgrund des
Schichtbetriebs in der Nacht. Steht mir
dafür ein Nachtarbeitszuschlag zu?
Nach Paragraf 6 Arbeitszeitgesetz
muss der Arbeitgeber, wenn keine
tarifvertragliche Ausgleichsrege-
lung besteht, einem Nachtarbeit-
nehmer entweder eine angemesse-
ne Zahl bezahlter freier Tage für
die während der Nachtzeit geleis-
teten Arbeitsstunden gewähren
oder einen angemessenen Zu-
schlag auf das ihm hierfür zuste-
hende Bruttoarbeitsentgelt ge-
währen. Der Zuschlag beträgt für
Arbeitnehmer, die ausschließlich
Nachtarbeit leisten, 30 Prozent
und bei teilweiser Nachtarbeit
25 Prozent.

Ricarda G., Mansfeld:
Mein befristeter Arbeitsvertrag wurde
im Februar 2021 vom Arbeitgeber zum
ersten Mal verlängert. Dabei wurde
gleichzeitig das monatliche Bruttoge-
halt um 200 Euro erhöht. Jetzt habe
ich erfahren, dass der Arbeitsvertrag
nicht erneut befristet verlängert wer-
den soll, sondern ausläuft. Kann ich et-
was dagegen unternehmen?
Nach der Rechtsprechung des
Bundesarbeitsgerichts ist eine Be-
fristung im Rahmen einer Verlän-

Zum Thema Arbeitsrecht haben am Telefon Auskunft gegeben:

In jeder Woche gibt das Ratgeber-
Team Lesern die Gelegenheit, Exper-
ten anzurufen und ihnen Fragen zu
stellen. Unter anderen Mediziner, Ju-
risten, Gärtner oder Verbraucher-
schützer stehen Rede und Antwort.
Die interessantesten Fragen werden
freitags an dieser Stelle veröffent-
licht.
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„Ein
Arbeitnehmer,
der infolge von
Corona
arbeitsunfähig
erkrankt ist,
erhält nach den
üblichen
Regelungen
Entgeltfort-
zahlung vom
Arbeitgeber.“

gerung eines befristeten Arbeits-
vertrages nur dann rechtswirk-
sam, wenn die vertraglich verein-
barten Bedingungen nicht im Rah-
men der Verlängerung verändert
werden. Eine Gehaltserhöhung,
die nicht aufgrund eines Tarifver-
trages automatisch eintritt, son-
dern erst mit der Verlängerung
vereinbart wird, führt dazu, dass
die Befristung unwirksam verein-
bart ist. Der Arbeitnehmer kann in
diesem Fall spätestens innerhalb
von drei Wochen nach Ablauf der
Befristung beim Arbeitsgericht
Klage auf Feststellung, dass ein
unbefristetes Arbeitsverhältnis
besteht, erheben.

? Streitpunkt Arbeitszeit: Wer
wie viel arbeiten muss

Hanna Z., Dessau:
Meine Schwiegermutter hat vor vier
Wochen einen Arbeitsvertrag abge-
schlossen, in dem der Urlaub wie folgt
geregelt ist: Im ersten und zweiten
Arbeitsjahr besteht ein gesetzlicher
Urlaubsanspruch und im dritten und
vierten Beschäftigungsjahr erhöht
sich dieser. Ist diese Regelung für die
ersten beiden Jahre ohne konkrete
Angabe der Urlaubstage rechtmäßig?
In welcher Höhe besteht denn der
Urlaubsanspruch?
Gegen diese Arbeitsvertragsfor-

mulierung bestehen unseres Er-
achtens keine Bedenken. In den
ersten zwei Jahren hat Ihre
Schwiegermutter bei einer Fünfta-
gewoche einen Urlaubsanspruch
in Höhe von 20 Arbeitstagen be-
ziehungsweise bei einer Sechsta-
gewoche in Höhe von 24 Werkta-
gen (Paragraf 3 Bundesurlaubsge-

setz). Diese Urlaubsdauer darf
nicht unterschritten werden. Un-
geachtet dessen darf bei der Ver-
einbarung der Arbeit in Teildiens-
ten das Arbeitszeitgesetz nicht
verletzt werden. So darf die tägli-
che Arbeitszeit acht Stunden nicht
überschreiten. Sie kann bei ent-
sprechendem Freizeitausgleich
auf bis zu zehn Stunden täglich
ausgedehnt werden. Grundsätz-
lich muss nach Beendigung der
Arbeitszeit eine elfstündige un-
unterbrochene Ruhezeit gewähr-
leistet sein.

Jens E., Halle:
Ich habe einen 40-Stunden-Arbeits-
vertrag bei einer Fünftagewoche mit
acht Stunden täglich. Der Arbeitgeber
ordnet jedoch an manchen Tagen nur
sechs oder sieben Stunden an und
schickt mich nach Hause, ohne dass ich
hiermit einverstanden oder dazu ge-
fragt worden bin. Er erfasst diese Zeit
als Minusstunden. Dann verlangt er,
dass ich in manchen Wochen sechs Ta-
ge oder sieben Tage, manchmal also
auch am Sonntag, arbeiten muss, da-
mit ich tatsächlich auf meine 173 Stun-
den pro Monat komme. Eine Mitarbei-
tervertretung oder eine tarifliche Re-
gelung besteht nicht. Ist das rechtmä-
ßig?
Nach Ihren Angaben ist diese Vor-

gehensweise von Ihrem Arbeits-
vertrag nicht gedeckt. Der Arbeit-
geber bleibt auch verpflichtet, die
vereinbarte Vergütung nach Para-
graf 615 BGB zu bezahlen, wenn
der Arbeitgeber die vertragsge-
rechte Arbeitsleistung ablehnt.
Zur Nachleistung der Arbeit sind
Sie nicht verpflichtet. Soweit Sie
dennoch gearbeitet haben, liegt
eine Mehrarbeit vor, die zusätzlich
zu vergüten wäre. Diese Vergütung
können Sie gegebenenfalls auch
für die Vergangenheit einfordern.
In Ihrem Arbeitsvertrag können
Ausschlussfristen geregelt sein,
nach denen Sie verpflichtet sind,
innerhalb einer bestimmten Frist
(mindestens drei Monate) fällige
Ansprüche gegenüber Ihrem
Arbeitgeber geltend zu machen.
Sollte keine Ausschlussfrist im
Arbeitsvertrag enthalten sein,
können fällige Ansprüche gegen-
über dem Arbeitgeber aufgrund
der Verjährungsfrist sogar drei
Jahre rückwirkend geltend ge-
macht werden. Sollte eine Aus-
schlussfrist in Ihrem Arbeitsver-
trag enthalten sein, kann diese
Klausel unwirksam sein, wenn da-
rin die Geltendmachung nur an die
Einhaltung der Schriftform gekop-
pelt ist und unverzichtbare An-
sprüche wie Mindestlohn oder

Arbeitnehmerentsendegesetz zum
Beispiel nicht ausgenommen sind
oder die Dreimonatsfrist unter-
schritten ist. Sollte bei der zusätz-
lichen Beschäftigung auch ein
Sonntag dabei gewesen sein, ist
Paragraf 11 Arbeitszeitgesetz zu
beachten. Danach müssen min-
destens 15 Sonntage im Jahr be-
schäftigungsfrei bleiben. Ferner
muss bei einer Beschäftigung am
Sonntag ein Ersatzruhetag inner-
halb von zwei Wochen gewährt
werden.

? Quarantäne und Co.: Welche
Gesetze bei Corona greifen

Franziska M., Halle:
Ich bin positiv auf Corona getestet,
vom Gesundheitsamt unter Quarantä-
ne gestellt und habe Symptome. Die
Bescheinigung des Gesundheitsamtes
über die Quarantäneanordnung reicht
meinem Arbeitgeber allerdings nicht
aus. Er verlangt eine Arbeitsunfähig-
keitsbescheinigung. Ich bin im öffent-
lichen Dienst beschäftigt und arbeite-
te vor der Erkrankung im Homeoffice.
Wie ist nun mein Entgeltanspruch ge-
sichert? Muss ich dem Verlangen des
Arbeitgebers nach einem ärztlichen
Attest nachkommen?
Grundsätzlich gilt, dass ein Arbeit-
nehmer, der infolge einer Infizie-
rung mit dem Coronavirus arbeits-
unfähig erkrankt ist, nach den üb-
lichen Regelungen Entgeltfortzah-
lung vom Arbeitgeber erhält. Dies
gilt unabhängig von der angeord-
neten Quarantäne-Maßnahme.
Bei dem Anspruch auf Entschädi-
gung nach Paragraf 56 Infektions-
schutzgesetz (IfSG) ist jedoch wie
folgt zu unterscheiden: Liegt nur
eine Quarantäneanordnung ohne
Erkrankung des Arbeitnehmers
vor, muss vom Arbeitgeber geprüft
werden, ob die Arbeitsleistung am
Ort der Quarantäne dennoch er-
bracht werden kann oder nicht.
Kann die Arbeit trotz Quarantäne
zum Beispiel im Homeoffice er-
bracht werden, erhält der Arbeit-
nehmer vom Arbeitgeber weiter-
hin sein Entgelt. Nur wenn der Ort
der Quarantäne oder aber eine
Arbeitsunfähigkeit, wie dies bei
Ihnen der Fall ist, vorliegt und der
Arbeitsleistung entgegensteht, be-
steht ein Anspruch nach Paragraf
56 IfSG. Die Entschädigung be-
trägt für den Arbeitnehmer für die
ersten sechs Wochen der Quaran-
täne 67 Prozent des Verdienstaus-
falls und wird vom Arbeitgeber
ausgezahlt. Dauert die Quarantäne
länger, wird die Entschädigung di-
rekt von der Behörde an den
Arbeitnehmer gezahlt. Vor diesem
Hintergrund hat Ihr Arbeitgeber
von Ihnen zu recht neben der Be-
scheinigung über die Quarantäne
auch ein ärztliches Attest verlangt,
da Sie sich im Homeoffice befin-
den und grundsätzlich ohne
Arbeitsunfähigkeit in der Lage ge-
wesen wären, die Arbeit weiterhin
zu leisten. Nach Vorlage Ihres
ärztlichen Attestes wird der
Arbeitgeber Entgeltfortzahlung
leisten.

Susanne M., Sangerhausen:
Muss der Arbeitgeber mir meinen
Urlaub neu gewähren, wenn ich wäh-
rend meines Urlaubs wegen einer Co-
rona-Infektion unter Quarantäne ge-
stellt werde, aber nicht an Covid-19 er-
krankt bin?
Der Urlaub muss dann neu ge-
währt werden, wenn der Arbeit-
nehmer während des Urlaubs
arbeitsunfähig erkrankt. Eine rei-
ne Corona-Infektion ohne Symp-
tome stellt keine Arbeitsunfähig-
keit dar. Man kann während des
Urlaubs im Grunde genommen
machen, was man will, solange
man sich an dem Ort aufhält, an
dem man sich nach der Quarantä-
ne-Anordnung aufhalten muss.
Deshalb muss der Urlaub vom
Arbeitgeber auch nicht neu ge-
währt werden, wenn ein Arbeit-
nehmer während des Urlaubs
unter Quarantäne gestellt wird.

Anika Würz notierte die Fragen und
Antworten.
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